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Änderung des Sprachengesetzes 
 
Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung oben genannter Vorlage danken wir Ihnen. Gerne 
geben wir Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis. 

Die Mehrsprachigkeit ist eine Stärke der Schweiz und ein wichtiges Element des nationalen 
Zusammenhalts. Für die FDP.Die Liberalen ist deshalb klar: Die Schweizer Landessprachen 
haben im Schulunterricht Priorität gegenüber Englisch. Gleichzeitig muss die Volksschule 
ihren Kernauftrag erfüllen und die Grundkompetenzen sicherstellen. Unser Bildungspapier hält 
fest, dass rund ein Viertel der Schülerinnen und Schüler am Ende der obligatorischen Schulzeit 
grundlegende sprachliche Kompetenzen nicht ausreichend beherrscht. Deshalb muss 
insbesondere auf der Primarstufe das sichere Beherrschen der lokalen Schulsprache Priorität 
haben. 

Ebenso klar ist für die FDP: Die Bildungshoheit liegt bei den Kantonen. Ein Eingreifen des 
Bundes nach Artikel 62 Absatz 4 BV ist subsidiär und setzt voraus, dass die Kantone ihren 
Harmonisierungsauftrag nicht erfüllen. Der Bundesrat hält selbst fest, dass eine Änderung des 
Sprachengesetzes hinfällig wird, wenn die Kantone ihre gemeinsame Sprachenstrategie 
weiterhin umsetzen. 

Die Partei lehnt deshalb die vorgeschlagene Änderung des Sprachengesetzes ab. 
Sowohl Variante 1 als auch Variante 2 setzen bundesrechtlich beim Startzeitpunkt der zweiten 
Landessprache an. Das greift bildungspolitisch zu kurz. Entscheidend ist nicht, ob eine 
Fremdsprache möglichst früh beginnt, sondern ob die Schülerinnen und Schüler sie am Ende 
tatsächlich beherrschen. 

Die FDP fordert deshalb keine neuen Bundesvorgaben, sondern verantwortungsvolle 
Entscheide der Kantone. Eine zweite Sprache soll dann eingeführt werden, wenn die 
Kompetenzen in der lokalen Schulsprache ausreichend gefestigt sind. Dies kann auch erst auf 
der Sekundarstufe erfolgen. Wird eine weitere Sprache unterrichtet, muss es zwingend zuerst 
eine Schweizer Landessprache sein, bevor zusätzlich Englisch vermittelt wird. 

Wir danken Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, für die Gelegenheit zur Stellungnahme 
und für die Berücksichtigung unserer Überlegungen. 

 

Freundliche Grüsse 

FDP.Die Liberalen 
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Der Co-Präsident  Die Co-Präsidentin Der Generalsekretär 

 

 

 

Benjamin Mühlemann Susanne Vincenz-Stauffacher Jonas Projer 

Ständerat  Nationalrätin 

 


